
Auszug aus dem Jagd- und Wildtiermanagementgesetz (JWMG)  

vom 25. November 2014 

 
§ 13 Befriedete Bezirke, Ruhen der Jagd 

(1) Auf Grundflächen, die zu keinem Jagdbezirk gehören, und in befriedeten Bezirken ruht die Jagd. 

 

(2) Befriedete Bezirke sind 

1. Gebäude, die zum Aufenthalt von Menschen dienen, und Gebäude, die mit solchen Gebäuden 

räumlich zusammenhängen, 

2. Hofräume und Hausgärten, die unmittelbar an ein für den ständigen Aufenthalt von Menschen 

bestimmtes Wohngebäude angrenzen und durch irgendeine Umfriedung begrenzt oder sonst 

vollständig abgeschlossen sind, 

3. Friedhöfe. 

(3) Die untere Jagdbehörde kann durch Anordnung ganz oder teilweise zu befriedeten Bezirken erklären 

1. öffentliche Anlagen und Grundflächen, die durch Einzäunung oder auf andere Weise gegen den 

Zutritt von Menschen abgeschlossen und deren Zugänge absperrbar sind, 

2. Grundflächen im Gebiet eines Bebauungsplanes oder innerhalb der im Zusammenhang bebau-

ten Ortsteile, 

3. öffentliche Parke und Grünflächen, Bestattungswälder, 

4. Wildparke, Wildfarmen, Tiergärten und Tierparke, 

5. bewirtschaftete Anlagen der Teichwirtschaft und der Fischzucht, 

6. Gehege und ähnliche Einrichtungen nach § 34 des Landeswaldgesetzes sowie Tiergehege 

nach § 43 des Bundesnaturschutzgesetzes. 

(4) Die untere Jagdbehörde kann Eigentümerinnen, Eigentümern oder Nutzungsberechtigten von 

Grundflächen, auf denen die Jagd ruht, oder den von ihnen Beauftragten genehmigen, auf Wildkanin-

chen, Füchse, Steinmarder und andere Wildtierarten des Nutzungs- oder Entwicklungsmanagements 

die Jagd auszuüben und sich diese anzueignen, wenn sie einen Jagdschein oder im Falle der Beschrän-

kung auf die Fangjagd einen Sachkundenachweis nach § 32 Absatz 4 besitzen. 

 

(5) Die untere Jagdbehörde kann auf Grundflächen, auf denen die Jagd ruht, und soweit für diese 

Grundflächen keine Stadtjägerin oder kein Stadtjäger nach § 13a eingesetzt wurde, der jagdausübungs-

berechtigten Person oder einer von dieser beauftragten Person eine bestimmte Jagdausübung unter 

Beschränkung auf bestimmte Wildtierarten des Nutzungs- oder Entwicklungsmanagements auf eine 

bestimmte Zeit genehmigen, soweit dies aus Gründen der Abwehr von Gefahren für die öffentliche Si-

cherheit und Ordnung oder zur Abwehr von Gefahren durch Tierseuchen erforderlich ist. Das Aneig-

nungsrecht hat in diesem Falle diejenige jagdausübungsberechtigte Person, der oder deren Beauftrag-

ten die Jagdausübung genehmigt wurde. 

 

(6) Krankgeschossene, schwerkranke oder aus sonstigen Gründen schwer verletzte Wildtiere, die auf 

Grundflächen überwechseln, auf denen die Jagd ruht oder in denen nur eine beschränkte Jagdaus-

übung gestattet ist, oder sich dort befinden, dürfen auch dort bejagt werden. Dies gilt nicht für Gebäude, 

die zum Aufenthalt von Menschen dienen. Der jagdausübungsberechtigten Person steht das Aneig-

nungsrecht zu. Die Grundstückseigentümerin oder der Grundstückseigentümer oder die nutzungsbe-

rechtigte Person ist unverzüglich zu benachrichtigen; diese Personen sind zur Herausgabe der Wildtiere 

verpflichtet. 

 

§ 13a Stadtjägerinnen und Stadtjäger 

(1) Die Gemeinde kann Stadtjägerinnen und Stadtjäger, die als solche durch die untere Jagdbehörde 

anerkannt sind, nach Anhörung der jagdausübungsberechtigten Person und nach Anhörung des Poli-

zeivollzugsdienstes, einsetzen. Stadtjägerinnen und Stadtjäger haben die Aufgabe, Eigentümerinnen, 

Eigentümer oder Nutzungsberechtigte von befriedeten Bezirken nach § 13 Absatz 2 sowie Flächen im 

Sinne von § 13 Absatz 3 Nummer 1 bis 5 in Fragen des Wildtiermanagements und der Wildtiere im 

Sinne dieses Gesetzes in Siedlungsbereichen sowie in Geltungsbereichen von Bebauungsplänen zu 



beraten und zu unterstützen; sie arbeiten mit den Wildtierbeauftragten im Sinne des § 61 Absatz 1 zu-

sammen. 

(2) Mit der Anerkennung nach Absatz 1 erteilt die zuständige Jagdbehörde die Erlaubnis, im Rahmen 

der Einsetzung mit Zustimmung der Eigentümerinnen, Eigentümer oder Nutzungsberechtigten der 

Grundflächen auf Wildtiere des Nutzungs- und Entwicklungsmanagements die Jagd im befriedeten Be-

zirk sowie auf Flächen im Sinne von § 13 Absatz 3 Nummer 1 bis 5 auszuüben, sofern präventive Maß-

nahmen keinen Erfolg versprechen oder soweit dies aus Gründen der Abwehr von Gefahren für die 

öffentliche Sicherheit und Ordnung oder zur Abwehr von Gefahren durch Tierseuchen erforderlich ist. 

Vor Aufnahme der jeweiligen Jagdausübung mit Schusswaffe ist der Polizeivollzugsdienst zu benach-

richtigen. Das Aneignungsrecht hat die eingesetzte Stadtjägerin oder der eingesetzte Stadtjäger. Ein 

gegebenenfalls auf diesen Flächen bestehendes Jagdausübungsrecht wird mit dem Einsatz einer Stadt-

jägerin oder eines Stadtjägers beschränkt. 

 

(3) Als Stadtjägerin oder Stadtjäger kann anerkannt werden, wer einen Jagdschein besitzt, der zur 

Jagdausübung in der Bundesrepublik Deutschland berechtigt, und eine Ausbildung zur Stadtjägerin o-

der zum Stadtjäger absolviert hat. Die oberste Jagdbehörde wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem 

Innenministerium durch Rechtsverordnung nähere Bestimmungen zur Anerkennung und Einsetzung 

von Stadtjägerinnen und Stadtjägern und zu Art und Umfang der Maßnahmen des Wildtiermanage-

ments und zur Ausübung der Jagd zu treffen. 

 

Auszug aus der Verordnung des Ministeriums Ländlicher Raum zur Durchführung des 

Jagd- und Wildtiermanagementgesetzes (DVO JWMG)  

vom 2. April 2015 

 
§ 19 Stadtjägerinnen und Stadtjäger 

(1) Die Ausbildungslehrgänge zur Stadtjägerin oder zum Stadtjäger im Sinne des § 13a JWMG müssen 

von der obersten Jagdbehörde anerkannt sein. Die Ausbildung beinhaltet die Vermittlung hinreichender 

Kenntnisse und praktischer Fertigkeiten, um die Aufgaben rechtskonform und waidgerecht im Sinne von 

§ 8 Absatz 1 JWMG auszuüben. Die Ausbildung umfasst den Erwerb von Kenntnissen und praktischen 

Fertigkeiten zu 

1. Ökologie von Wildtieren im Siedlungsraum, insbesondere Wildarten, Wildkrankheiten, Lebens-

weisen, Nahrungsspektren, Verhaltensmustern, Fortpflanzung, Aufzucht der Jungtiere, 

2. Kommunikation mit und Beratung von Bürgerinnen und Bürgern, Behörden und weiteren rele-

vanten Gruppen in Fragen des Wildtiermanagements und der Wildtiere im Sinne des JWMG in 

Siedlungsbereichen sowie in Geltungsbereichen von Bebauungsplänen, 

3. Präventions- und anderen öffentlichen Einrichtungen Konfliktmanagement im Siedlungsraum 

sowie die Zusammenarbeit mit von Wildtierkonflikten betroffenen Behörden und, 

4. Gefahren für die öffentliche Sicherheit oder Ordnung und Konfliktpotentiale durch Wildtiere, 

5. Möglichkeiten und Grenzen der Vergrämung und Bejagung, einschließlich Fang und Erlegung, 

6. den rechtlichen Grundlagen des Jagdrechts, des Tierschutzrechts, des Artenschutzrechts, des 

Waffenrechts und des Gefahrenabwehrrechts. 

(2) Die für die Ausstellung des Jagdscheins zuständige untere Jagdbehörde erkennt eine Person auf 

Antrag als Stadtjägerin oder Stadtjäger mit landesweiter, unbefristeter Geltung durch Ausstellen eines 

Ausweises entsprechend der Anlage 4 an, wenn sie einen gültigen Einjahres- oder Dreijahresjagdschein 

besitzt und eine Ausbildung zur Stadtjägerin oder zum Stadtjäger nach Absatz 1 erfolgreich absolviert 

hat. Hat die antragstellende Person ihren Wohnsitz außerhalb des Landes, ist für die Anerkennung die 

untere Jagdbehörde zuständig, in deren Zuständigkeitsbereich die Gemeinde fällt, in der die Einsetzung 

nach Absatz 3 erfolgen soll. Die Person muss die persönliche und fachliche Eignung besitzen. Die An-

erkennung muss die ausdrückliche Erlaubnis der zuständigen Jagdbehörde zur Jagdausübung im be-

friedeten Bezirk enthalten. Nach der erstmaligen Anerkennung müssen Stadtjägerinnen und Stadtjäger 

mindestens alle fünf Jahre an einem Fortbildungslehrgang teilnehmen. Die untere Jagdbehörde versagt 

oder widerruft die Anerkennung, wenn die Voraussetzungen nach Satz 1, 3 oder 5 nicht oder nicht mehr 

vorliegen. 

 



(3) Gemeinden können anerkannte Stadtjägerinnen oder Stadtjäger allgemein oder anlassbezogen 

nach pflichtgemäßem Ermessen durch Bescheid entsprechend Anlage 5 einsetzen. Die Einsetzung 

kann zeitlich befristet erfolgen. Der Bescheid nach Satz 1 und dessen inhaltliche Änderung oder Aufhe-

bung ist der unteren Jagdbehörde, in deren Zuständigkeitsbereich die Jagd ausgeübt wird, von der 

Gemeinde unverzüglich zur Kenntnis zu geben. Die Einsetzung als Stadtjägerin oder Stadtjäger be-

gründet ein berechtigtes Interesse im Sinne des § 12 Absatz 1 der Grundbuchordnung in Bezug auf die 

maßgeblichen Flächen. Sofern das Jagdrecht auf den maßgeblichen Flächen verpachtet ist, ist die 

pachtende Person gemäß § 13a Absatz 1 Satz 1 JWMG dazu anzuhören, dass die Einsetzung einer 

anderen Person als Stadtjägerin oder als Stadtjäger erwogen wird. Sofern die pachtende Person aner-

kannte Stadtjägerin oder Stadtjäger ist, soll sie oder er vorrangig eingesetzt werden. 

 

(4) Die Jagd mit Schusswaffen darf nur ausgeübt werden, wenn sie bei pflichtgemäßem Ermessen unter 

Beachtung der guten fachlichen Praxis erforderlich ist und präventive Maßnahmen keinen Erfolg ver-

sprechen. Die Benachrichtigung des Polizeivollzugsdienstes durch die Stadtjägerin oder den Stadtjäger 

nach § 13a Absatz 2 Satz 2 JWMG erfolgt an das Führungs- und Lagezentrum des zuständigen Poli-

zeipräsidiums vor Aufnahme der jeweiligen Jagdausübung mit Schusswaffe. Sobald die Jagd mit 

Schusswaffen beendet ist, erfolgt eine weitere Benachrichtigung an das Führungs- und Lagezentrum 

durch die Stadtjägerin oder den Stadtjäger. Die Benachrichtigungen können mündlich, fernmündlich 

oder elektronisch erfolgen. 

 

(5) Bei der Jagdausübung im befriedeten Bezirk sind der Ausweis nach Absatz 2, durch den die Aner-

kennung bescheinigt wird, der Bescheid nach Absatz 3 zur Einsetzung, ein gültiger Einjahres- oder Drei-

jahresjagdschein sowie ein amtlicher Lichtbildausweis mitzuführen; § 38 des Waffengesetzes bleibt un-

berührt. 

 


